
I. BuÈrgersouveraÈnitaÈt

In zahlreichen Studien wurde dargelegt, daû Demokratien mit Volksbegehren
und Referendum gemessen an Indikatoren wie Staatsausgaben, Steuerbelastung
und Staatsverschuldung pro Kopf besser abschneiden und damit die
PraÈferenzen der BuÈrger, wie vermutet wird, besser im politischen Prozeû
umsetzen als reine parlamentarische Demokratien. Als Fazit einer umfassenden
Untersuchung schreiben KirchgaÈssner, Feld und Savioz (1999), direkte
Demokratien seien ,,modern erfolgreich, entwicklungs- und exportfaÈhig`̀ . Im
Schatten dieses Forschungsprogramms bleibt die Frage, ob nicht auch parla-
mentarische Demokratien reformfaÈhig sind, ob denn nicht auch sie so organi-
siert werden koÈnnten, daû in ihnen die BuÈrgerpraÈferenzen besser reflektiert
werden und der BuÈrgersouveraÈnitaÈt verstaÈrkt Nachachtung verschafft wird. Die
Frage einer solchen Reform der parlamentarischen Demokratie steht im
Zentrum dieses Aufsatzes.

Verdacht auf solche VerbesserungsmoÈglichkeiten laÈût sich schon schoÈpfen,
wenn die Definitionen der parlamentarischen Demokratie in den gaÈngigen
Nachschlagewerken betrachtet werden. In Meyers Groûem Taschenlexikon (1992)
finden sich die beiden Begriffe Parlament und Regierung wie folgt definiert:

,,Im Parlament soll das Staatsvolk durch gewaÈhlte Abgeordnete repraÈsentiert sein.`̀
,,Regierung [ist das] Staatsorgan, das die richtungsgebenden und leitenden Funktionen
in einem politischen System ausuÈbt.`̀ (Hervorhebung durch die Autoren)

Danach wird das Parlament als Gremium angesehen, das die Vielfalt des
Staatsvolks im Kleinen widerspiegelt. Im Parlament soll erreicht werden, was auf
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der Ebene des Volkes, der BuÈrgerinnen und BuÈrger, nur schwer zustande
kommen kann: Die Diskussion unterschiedlicher Meinungen und deren Aggre-
gation in einem abschlieûenden kollektiven Beschluû. DemgegenuÈber weist die
Definition der Regierung darauf hin, daû diese ein ,,richtungsgebendes`̀
Programm durchfuÈhren soll, fuÈr das sie letztlich die Verantwortung vor dem
Parlament traÈgt.

Wie kann das aus der Sicht der BuÈrgersouveraÈnitaÈt zusammenpassen? Wie
kann die PraÈferenzbildung aus dem Parlament erfolgen und anderseits die
Regierung ,,von oben`̀ ein bestimmtes Programm durchsetzen, das aus den im
Parlament vorhandenen PraÈferenzen erst erwachsen sollte? Wir werden
argumentieren, daû RepraÈsentation und Regierungsprogramm zwei Konzepte
darstellen, von denen jedes seine Berechtigung hat, daû sie sich aber nicht
dadurch verbessern lassen, daû sie kombiniert werden.

In den folgenden Teilen II und III werden der Reihe nach die auf dem
RepraÈsentationskonzept beruhende reine repraÈsentative Demokratie (RRD) und
dann die ein Regierungsprogramm verkoÈrpernde reine Zweiparteiendemokratie
(RZD) behandelt. Ausgehend von diesen beiden Grundmodellen wird in Teil IV
erklaÈrt, warum Mischformen die parlamentarische Demokratie nicht ver-
bessern, warum sie sich aber dennoch haÈufig bilden. In Teil V wird untersucht,
ob und wie Volksabstimmungen die beiden reinen Systeme sinnvoll ergaÈnzen
koÈnnen. In Teil VI wird ein kritischer Blick auf das Zweikammersystem
geworfen. Die Rolle der Regierung wird in Teil VII naÈher eroÈrtert. In Teil VIII
werden die beiden reinen Systeme mit der Idee von Checks and Balances kon-
frontiert. Teil IX bringt eine Anwendung auf die Bundesrepublik Deutschland,
und Teil X schlieût mit der Zusammenfassung.

II. Die reine repraÈsentative Demokratie (RRD)

Am besten funktioniert die Transmission der individuellen PraÈferenzen in die
Politik, wenn die BuÈrger ihre Anliegen in einer Versammlungsdemokratie selbst
zur kollektiven Entscheidung vorlegen. Die Versammlungsdemokratie beruht
auf drei einfachen Prinzipien: (a) Die BuÈrgerinnen und BuÈrger bilden den
SouveraÈn, (b) die Meinungsbildung findet vor Ort statt, (c) es gilt das Prinzip:
ein Mensch eine Stimme.

Diese ,,Idealform`̀ der Demokratie ist indessen nur in kleineren Gemein-
wesen durchfuÈhrbar. Mit wachsender Zahl von Entscheidenden und vielen
politischen Fragestellungen wird sie zunehmend schwerfaÈllig. Was ist also zu
tun? Welches Verfahren uÈberwindet die SchwerfaÈlligkeit und weicht dabei am
wenigsten von den GrundsaÈtzen der Versammlungsdemokratie ab? In diesem
Abschnitt sei die MoÈglichkeit betrachtet, die Zahl der Entscheidenden zu redu-
zieren. Dieses Verfahren ist freilich nur dann akzeptabel, wenn die PraÈferenzen
der verbleibenden Entscheidenden moÈglichst deckungsgleich mit den PraÈ-
ferenzen derjenigen sind, die sie repraÈsentieren. Wie laÈût sich dies erreichen?

Vor vielen Jahren hat G. Tullock (1967, Kap. 10) vorgeschlagen, daû die
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BuÈrger nicht ,,Abgeordnete`̀ ins Parlament waÈhlen, sondern als BuÈrger zunaÈchst
einmal als geborene Parlamentsmitglieder gelten und sich dann durch Stimm-
uÈbertragung an MitbuÈrger ihres Vertrauens aus dem Parlament herauswaÈhlen.1

Unter diesem sogenannten StimmuÈbertragungsverfahren wird jeder seine Stimme
an jenen uÈbertragen, dessen PraÈferenzen am besten mit seinen eigenen
uÈbereinstimmen. EigennuÈtziges Verhalten offenbart die PraÈferenzen und
gewaÈhrleistet somit eine moÈglichst gute Kongruenz der Ansichten der BuÈrger
mit denen ihrer RepraÈsentanten. Jeder im Parlament verbleibende Abgeordnete
besitzt dann so viele Stimmen, wie er StimmuÈbertragungen erhalten hat. Ein
solches Parlament uÈberwindet die SchwerfaÈlligkeit der Versammlungs-
demokratie. In ihm sind alle PraÈferenzen mit dem gleichen Gewicht wie in
der Volksversammlung vertreten. Es stellt ein verkleinertes Abbild der
BevoÈlkerung dar und kann daher zu recht als reine repraÈsentative Demokratie
(RRD) bezeichnet werden. Auch die drei demokratischen Grundprinzipien:
BuÈrgersouveraÈnitaÈt, Meinungsbildung vor Ort und ein Mensch eine Stimme
sind in ihr aufgehoben. Allerdings gibt es eine Reihe von Problemen.

Einmal mag das so zustande gekommene Parlament noch zu groû sein. Dem
kann u.a. durch Begrenzung der Mitgliederzahl beigekommen werden: Nach
dem ersten Wahlgang werden beispielsweise nur noch die hundert Kandidaten
mit der hoÈchsten Stimmenzahl zum zweiten Wahlgang zugelassen. Nicht mehr
repraÈsentierte BuÈrger muÈssen sich dann unter den verbleibenden Kandidaten
den ihnen am naÈchsten Stehenden aussuchen. Wahrscheinlicher ist aber, daû
kleine Gruppen mit aÈhnlichen Ideen dies antizipieren, sich zusammen-
schlieûen und damit genuÈgend Stimmen auf sich vereinigen, um den Sprung
ins Parlament zu schaffen. Auch wenn das Parlament nur hundert Abgeordnete
zaÈhlt, sind in ihm doch wesentlich mehr Meinungen vertreten als in den
meisten heutigen Parlamenten.

Zum andern stellt sich bei den WaÈhlern ein Informationsproblem. Der
Vergleich der vielen Kandidaten erfordert fuÈr die WaÈhler betraÈchtlichen
Aufwand. Dasselbe Problem stellt sich aber auch fuÈr die Kandidaten. Sie haben
Aufwand, um sich bei den WaÈhlern bekannt zu machen, zu zeigen, wer sie sind
und wofuÈr sie einstehen. In dieser Situation haben IntermediaÈre einen Anreiz,
Parteien zu bilden. Diese betreiben Werbung fuÈr die allgemeine Position der
Kandidaten und erleichtern die Orientierung fuÈr die BuÈrger. Wo die Kandidaten
genau stehen, muÈssen diese durch eigene OÈ ffentlichkeitsarbeit verdeutlichen.
Dabei werden Wahlkampfmittel, wie bisher, eine wichtige Rolle spielen.

Im weiteren besteht fuÈr den BuÈrger ein Prinzipal-Agent-Problem. Er hat seine
Stimme an einen Abgeordneten delegiert und muû jetzt daruÈber wachen, daû
dieser auch in seinem Interesse stimmt. Diese Schwierigkeit besteht grund-
saÈtzlich bei allen indirekten Demokratien. Uns scheint aber, daû es sich beim
vorgeschlagenen Verfahren noch relativ leicht loÈsen laÈût. Der BuÈrger braucht
nur das Abstimmungsverhalten seines jeweiligen Abgeordneten zu beobachten.

1. Eine naÈhere Darstellung des Verfahrens findet sich bei D.C. Mueller, R.D. Tollison und T.D.
Willett (1975).
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Es ist nicht erforderlich, daû sie die KomplexitaÈt einer ganzen Parteimaschi-
nerie durchblicken. In den Vereinigten Staaten gibt es schon heute Unter-
nehmen, die das Wahlverhalten der Abgeordneten registrieren und
veroÈffentlichen.

Das in der BevoÈlkerung vorliegende Meinungsspektrum wird am besten
abgebildet, wenn es keine Wahlkreise gibt, d.h. wenn der ganze Staat einen
einzigen Wahlkreis bildet. Die WaÈhler koÈnnen dann unter der groÈûtmoÈglichen
Zahl von Kandidaten waÈhlen, und diese koÈnnen sich einer groÈûtmoÈglichen
Zahl von WaÈhlern anbieten. Jede Gruppe ist dann ± unabhaÈngig vom Wohnsitz
ihrer Mitglieder ± entsprechend ihrem Stimmengewicht im Parlament
vertreten. Typische Regionalvertreter mag es in einem solchen Parlament auch
geben. Aber sie stehen im Wettbewerb mit den Globalvertretern, die mit ihren
Zielen Stimmen aus allen Wahlkreisen zu sammeln versuchen.

In der RRD erfolgt die Politikformulierung im Parlament. Analog zur Ver-
sammlungsdemokratie wird dort und nicht in der Regierung der gemeinsame
Wille gebildet werden. Philosophen und Staatswissenschaftler von Rousseau
(1762) bis Wicksell (1896) und Buchanan und Tullock (1962) haben gefordert,
daû dieser Wille durch einstimmige Beschluûfassung ermittelt werden solle.
Dieses Ideal waÈre wuÈnschbar, aber etwas umstaÈndlich zu erreichen. Abstriche
muÈssen daher hingenommen werden. Das bedeutet allerdings nicht, daû die
einfache Mehrheitsregel die beste Regel darstellt. Sie neigt bekanntlich dazu,
Abstimmungszyklen zu erzeugen. Regeln in Richtung von qualifizierter
Mehrheit fuÈhren zu einer drastischen Abnahme der Wahrscheinlichkeit von
Zyklen.2 Aber es besteht kein Grund, im Rahmen dieser Klasse von Abstim-
mungsregeln zu verbleiben. In Public Choice sind verschiedene, staÈrker
umfassende Abstimmungsregeln wie stufenweise Punktwahl, Vetowahl oder
Abstimmung mittels Steuer (der sog. ,,demand revealing process`̀ ) entwickelt
worden. Sie produzieren nicht nur keine Zyklen, sondern geben jedem
Abgeordneten die Chance, auf das Abstimmungsergebnis Einfluû zu nehmen.
Niemandes PraÈferenzen werden in diesem Sinne ,,uÈbergangen`̀ (s. Mueller,
1996, Kap. 11).

Wenn also Diskussion und PraÈferenzbildung, wie erwaÈhnt, ausschlieûlich im
Parlament erfolgen, so bleibt fuÈr die Regierung nur noch die Aufgabe der
Umsetzung der BeschluÈsse. Im Vergleich zur oben charakterisierten Standard-
form, in der die Regierung ,,die richtungsgebenden leitenden Funktionen`̀
ausuÈbt, stellt die RRD ± spitz gesagt ± eine parlamentarische Demokratie ohne
Regierung dar. Bei dieser Charakterisierung soll es vorlaÈufig bleiben. Wir
werden sie spaÈter, in Teil VII, ergaÈnzen.

2. Caplin und Nalebuff (1988) haben ermittelt, daû die Wahrscheinlichkeit zyklischer Ergebnisse
unter nicht unrealistischen Annahmen bei reinen oÈffentlichen GuÈtern schon ab einem Zu-
stimmungserfordernis von 64% gegen null tendiert. GaÈnzlich ausschlieûen lassen sich Zyklen
freilich erst unter der Einstimmigkeitsregel (vgl. Bernholz, 1974).
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III. Die reine Zweiparteiendemokratie (RZD)

Auch das Modell der reinen Zweiparteiendemokratie (RZD) geht vom
Grundmodell der Versammlungsdemokratie aus. Deren SchwerfaÈlligkeit wird
aber nicht dadurch gemindert, daû die Zahl der Entscheidenden herabgesetzt,
sondern die Zahl der politischen Fragestellungen reduziert wird. Jede Partei
bietet ein BuÈndel von Politiken fuÈr die naÈchste Legislaturperiode an, das der
WaÈhler durch seine eine Stimme waÈhlen oder ablehnen kann. Die Wahlen
haben den Zweck festzustellen, welches Programm von der Mehrheit der
WaÈhler bevorzugt wird. Weil beliebig viele Parteien zugelassen sind, kann es
sein, daû zunaÈchst kein Programm die absolute Mehrheit erreicht. Um zu
gewaÈhrleisten, daû das Mehrheitsprinzip dennoch erfuÈllt wird, wird eine
Stichwahl abgehalten, in dem die beiden Programme bzw. Parteien, die die
meisten Stimmen erhalten haben, gegeneinander antreten. Im Endergebnis
erhaÈlt jede der beiden Parteien im VerhaÈltnis zu ihrer Stimmenzahl Sitze im
Parlament.3 Wiederum gibt es keine Wahlkreise.

Die RZD gleicht auf den ersten Blick dem britischen sog. ,,Westminster
System`̀ . In beiden Systemen werden zwei Parteien nicht a priori vorgegeben.
Aber langfristig verschwinden die kleineren Parteien, die sich wenig Chancen
auf eine Mehrheit ausrechnen. Sie werden von den groûen Parteien aufgesogen.
Dennoch besteht ein wichtiger Unterschied. Bei der RZD ist sichergestellt, daû
stets das Mehrheitsprogramm obsiegt. Dies ist beim Westminster System nicht
der Fall. Wir werden in Teil IV.3 darauf zuruÈckkommen.

Anders als in der RRD werden in der RZD im Parlament keine Meinungen
gebildet. Diese sind von den BuÈrgern anlaÈûlich ihrer Stimmabgabe fuÈr ein
bestimmtes Programm schon zum Ausdruck gebracht und entschieden worden.
Daher uÈbt die Regierung gegenuÈber ihren Abgeordneten (zu recht) einen
strikten Fraktionszwang aus. Sie hat von den WaÈhlern einen Auftrag erhalten,
den sie durchzufuÈhren hat, und daruÈber soll es keine Grundsatzdiskussionen
mehr geben. Sonst laÈuft sie Gefahr, die Wahlen zu verlieren. Wenn also die RRD
als parlamentarische Demokratie ohne Regierung bezeichnet wird, so laÈût sich
die RZD umgekehrt als Regierung ohne Parlament verstehen.

Zyklische Entscheidungen kann es unter dem RZD im Parlament nicht
geben. Dort verfuÈgt die Regierung infolge des zweistufigen Wahlverfahrens und
des Fraktionszwangs immer uÈber die absolute Mehrheit. Gefahren fuÈr Zyklen
koÈnnten eher bei der Programmformulierung durch die Parteien entstehen.
Hier muÈssen die WaÈhler mehrere Dimensionen von Fragen gegeneinander
abwaÈgen. Somit koÈnnte es zu einem fortwaÈhrenden Wechsel der Regierungs-
partei kommen. Allerdings zeigen die neueren Modelle der Zweiparteien-

3. Dem Mehrheitsprinzip folgend muÈûte grundsaÈtzlich jenes Programm gewaÈhlt werden, das alle
anderen im paarweisen Vergleich schlaÈgt. Diese sogenannte Condorcet-Effizienz eines
Programms laÈût sich bekanntermaûen nicht immer definieren. Aber fuÈr jene FaÈlle, in denen
ein Condorcet-effizientes Programm existiert, kommt das Stichwahlprinzip ziemlich nahe an
dieses heran, vgl. Mueller (1989, Kap. 7).
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konkurrenz (Mueller, 1989, Kap. 11), daû Zyklen vermieden werden, wenn die
Parteien mit probabilistischen (und nicht mit deterministischen) WaÈhler-
reaktionen rechnen und daher ein KalkuÈl der erwarteten Stimmenmaximierung
betreiben. Sie maximieren unbewuût eine soziale Wohlfahrtsfunktion, die aus
der gewichteten Summe oder dem gewichteten Produkt der Nutzen der WaÈhler
besteht.4

Unter der erwarteten Stimmenmaximierung sind die PraÈferenzen jedes BuÈrgers
im schlieûlich zustande kommenden Programm enthalten. Alle PraÈferenzen
erhalten im Gleichgewicht ein positives, wenn auch nicht notwendigerweise das
gleiche Gewicht. Parteiprogramme werden von den Parteien zwar vor allem auf
die mittleren WaÈhlergruppen ausgerichtet. Aber ganz linke, ganz rechte oder
andere extreme WaÈhlergruppen haben eine Chance, mehr Gewicht im Wahl-
programm zu erhalten, wenn sie mehr Zeit und Geld fuÈr den Wahlkampf
einsetzen oder eine hoÈhere Wahlbeteiligung erreichen.5

Wie schon bei der RRD werden auch beim hier betrachteten Verfahren
niemandes PraÈferenzen ,,uÈbergangen`̀ . Insofern gleichen sich RRD und RZD.
Probleme mit uÈbergangenen PraÈferenzen entstehen erst im Falle von Koali-
tionsregierungen, auf die wir jetzt eingehen werden.

IV. Mischsysteme aus RRD und RZD

RRD und RZD haben beide ihre Meriten. RRD ist auf RepraÈsentation der im Volk
vorhandenen Meinungen zugeschnitten, RZD ist auf Regierungsprogramm und
Regierungsverantwortung ausgerichtet.6 Doch keines der beiden Systeme findet
sich in reiner Form in irgendeinem Staat. Mischsysteme bilden die Regel. Sie
zeichnen sich durch ein repraÈsentatives Parlament in Kombination mit einer
programmorientierten Regierung aus. Dies wirft zweierlei Fragen auf: Warum
gibt es diese Mischsysteme und wie sind sie einzuschaÈtzen?

1. Das Zustandekommen von Mischsystemen

Mischsysteme koÈnnen sich aus zwei GruÈnden ergeben:
Erstens kann die Verfassung ein proportional gewaÈhltes Parlament und eine

von ihm abhaÈngige Regierung mit den erwaÈhnten ,,richtungsgebenden und
leitenden Funktionen`̀ vorsehen. Eine solche Regierung braucht eine
Mehrheitspartei bzw. in der Regel eine Mehrheitskoalition, um zu uÈberleben.

4. KirchgaÈssner (2000) hat die PlausibilitaÈt der Annahmen in Frage gestellt, unter denen diese
Ergebnisse folgen. Er zeigt, daû unter veraÈnderten Annahmen Zyklen entstehen koÈnnen. Leider
gibt es in der Wirklichkeit keine RZD-Systeme, an denen KirchgaÈssners Hypothese vergleichs-
weise getestet werden koÈnnte.

5. Vgl. Coughlin, Mueller and Murrell (1990).
6. Unter einer qualifizierten Mehrheitsregel (oder einem anderen umfassenden Abstimmungs-

verfahren) im Falle der RRD einerseits und unter probabilistischer Stimmenmaximierung im
Falle der RZD anderseits haben beide Verfahren die aÈhnliche Wohlfahrtswirkungen.
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Ein Mischsystem ist also unumgaÈnglich. Zweitens kann das Wahlverfahren ein
Mischsystem beguÈnstigen.

a. Eine solche BeguÈnstigung ergibt sich, wenn abweichend vom Modell der
RRD nicht nach dem StimmuÈbertragungssystem, sondern nach Listen
abgestimmt wird. Im nationalen Listensystem stimmt der WaÈhler in erster
Linie fuÈr eine Liste, d.h. eine Partei, die seiner Ansicht am naÈchsten kommt.
HaÈufig vertretene Ansichten schlagen sich aber nicht wie in der RRD in
hoÈherer Stimmkraft des betreffenden Abgeordneten nieder, sondern es
werden mehr Abgeordnete ins Parlament entsandt, von denen jeder nur
eine Stimme hat. Wer genau ins Parlament geschickt wird, kann wie bei der
Wahl zum Deutschen Bundestag durch eine Kandidatenstimme zum
Ausdruck gebracht werden,7 oder die Partei kann den Abgeordneten
bestimmen, oder es kann z.B. das sogenannte Hare Verfahren praktiziert
werden.8

Auch ein nationales Listensystem erlaubt eine proportionale RepraÈsen-
tation der in der BuÈrgerschaft vertretenen Ansichten. Aber sie ist weniger
differenziert als im StimmuÈbertragungssystem der RRD. In einem
Parlament von wie bisher hundert Sitzen bleibt fuÈr kleinere Gruppen in
der Regel viel weniger Platz. Nehmen wir einmal den Fall eines groûen
MeinungsfuÈhrers. Wenn er 40% der Stimmen auf sich vereinigt, so bleiben
fuÈr die restlichen Ansichten unter der RRD noch 99 Sitze, unter dem
nationalen Listensystem nur noch 60. Dieser Effekt wird zusaÈtzlich
gefoÈrdert, wenn, wie in Deutschland, Parteien unter der 5%-Grenze gar
nicht zum Parlament zugelassen werden. Minderheiten haben somit
weniger Chancen, uÈberhaupt im Parlament vertreten zu werden.

Das nationale Listensystem duÈrfte daher groÈûere ParteibloÈcke erzeugen
und in diesem Sinne staÈrker oligopolistisch gepraÈgt sein als die RRD.
Wenige groûe BloÈcke erlauben eher den Zusammenschluss zu Koalitionen
und die Bildung von Koalitionsregierungen mit einem gemeinsamen
Programm als viele kleine Parteien.

b. AÈhnliches gilt fuÈr die Mehrkandidatenwahlkreise. Das Listensystem wird in
diesem Fall nicht auf nationaler Ebene, sondern in groÈûeren Wahlkreisen
praktiziert. Jede Liste entsendet Kandidaten entsprechend dem im Wahl-
kreis erzielten Stimmenanteil ins nationale Parlament. Das EuropaÈische
Parlament wird in solchen Mehrkandidatenwahlkreisen gewaÈhlt. Neben
den nationalen politischen Ansichten uÈbt jetzt auch die regionale Herkunft
der Abgeordneten einen Einfluû auf das Politikergebnis aus. Denn der
Wahlerfolg einer Liste haÈngt auch davon ab, wie viel nationale Mittel die
Abgeordneten fuÈr ihren Wahlkreis aus den zentralen Mitteln werden
abziehen koÈnnen. Daher werden jetzt neben den nationalen vor allem
regionalpolitische Ziele die Politik des nationalen Parlaments bestimmen.

7. Diese Stimme wird jedoch im Falle des Deutschen Bundestages in einem Wahlkreis abgegeben,
wovon hier abstrahiert wird.

8. Vgl. Mueller (1996, Kap. 10).
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UÈ berregionale Minderheiten gehen leer aus. BeguÈnstigt werden wiederum
groûe BloÈcke und damit Koalitionsregierungen bilden.

c. Statt mehrerer Mehrkandidatenwahlkreise kann das Wahlverfahren auch
viele Einerwahlkreise vorsehen. Dieses System gilt in Groûbritannien und in
vielen Staaten mit britischer Tradition einschlieûlich der USA. Einerwahl-
kreise erlauben nicht eine so differenzierte Stimmabgabe wie die RRD.
Denn die BuÈrger eines Wahlkreises koÈnnen nur einen Abgeordneten ins
nationale Parlament entsenden. Somit besteht innerhalb des Wahlkreises
eine AÈhnlichkeit zur RZD (wobei allerdings nur das relative Mehr zaÈhlt).
Minderheiten werden benachteiligt. Obwohl Einerwahlkreise im Stimmen-
wettbewerb tendenziell zu zwei groûen Parteien pro Wahlkreis fuÈhren,
braucht es zu einem Zweiparteiensystem uÈber das ganze Land nicht zu
kommen. Dies zeigen die Beispiele von Kanada und Indien.

2. Eine EinschaÈtzung von Mischsystemen

Mischsysteme haben eine Reihe von Nachteilen, die die reinen Systeme von
RRD und RZD nicht aufweisen.

a. VerkuÈrzte Meinungsbildung: Die heutigen kontinentaleuropaÈischen repraÈsen-
tativen Demokratien kommen der RRD zwar oft recht nahe. Aber sie
schoÈpfen ihr Potential nicht aus, die PraÈferenzen aller BuÈrger in sich
aufzunehmen. Sinn der RRD ist es nicht nur, die PraÈferenzen der BuÈrger zu
repraÈsentieren. Vielmehr sollen die Abgeordneten in Vertretung ihrer
BuÈrger im Parlament durch Debatte und Meinungsbildung und durch Wahl
einer geeigneten, moÈglichst umfassenden Abstimmungsregel (s.o. II) alle
eine Chance haben, auf das Abstimmungsergebnis Einfluû zu nehmen.
Wenn demgegenuÈber in repraÈsentativen Demokratien nach dem kontinen-
taleuropaÈischen Muster eine Koalition geschlossen wird, aus denen ein
Kabinett hervorgeht, so findet die Meinungsbildung in den wesentlichen
Fragen nur noch innerhalb der Mehrheitskoalition statt. Die Meinungen
der uÈbrigen Gruppen brauchen nicht in die kollektive Entscheidungs-
findung mit einzugehen, weil sie nicht mehrheitsrelevant sind. Umgekehrt
kann die Regierung nicht ± wie in der RZD ± mit einem eigenen Programm
vor die WaÈhler treten und hierfuÈr die Verantwortung uÈbernehmen, weil
dieses erst in der Koalition ausgearbeitet wird.

b. WaÈhlerdesorientierung: Mit dem Eintritt in die Koalition muÈssen alle
teilnehmenden Parteien Kompromisse eingehen. Ihre Parteipositionen in
der Koalition stimmen nicht mehr mit denen uÈberein, die sie den WaÈhlern
vor den Wahlen versprochen haben. Die WaÈhler wissen also nicht, ob sie
ihre Wahl nach den Versprechungen im Wahlkampf ausrichten sollen oder
ob sie sich an die mutmaûlichen Positionen halten sollen, die eine Partei
vertreten koÈnnte, wenn sie an einer Koalition mit einer oder mehreren
anderen Parteien teilnimmt. Parteien werden fuÈr die WaÈhler unberechen-
bar. Die WaÈhlerentfremdung steigt.
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c. Strategisches WaÈhlen: Parteienkoalitionen geben auch Anlaû zu strate-
gischem WaÈhlen. WaÈhler, die grundsaÈtzlich das Programm der Partei A
vorziehen, werden fuÈr die ideologisch weiter entfernt liegende Partei B
stimmen, wenn sie erwarten, daû diese mit groÈûerer Wahrscheinlichkeit in
die Regierungskoalition aufgenommen wird.

d. InstabilitaÈt: Parteien, die zugunsten der Koalition von ihrem Wahlprogramm
abweichen, werden in der Regel bei den naÈchsten Wahlen Stimmen
verlieren. Wenn die Parteien oder einzelne Abgeordnete dies voraussehen,
werden sie u.U. versuchen, dies zu verhindern, indem sie schon vor den
Wahlen gegen die Regierung stimmen und ihr damit die parlamentarische
Mehrheit entziehen. Somit kann es zu RegierungsinstabilitaÈt uÈber den
Wahlzyklus oder sogar innerhalb des Wahlzyklus kommen. Allgemeiner
gesagt: MehrdimensionalitaÈt zusammen mit dem UnvermoÈgen einer Partei,
die absolute Mehrheit der Sitze zu erlangen, macht Mischsysteme des
kontinentaleuropaÈischen Typs fuÈr InstabilitaÈt anfaÈllig.

e. Minderheitsregierungen: Dort, wo sich ein landesweites Zweiparteiensystem
herausbildet, wie z.B. in Groûbritannien, da stuÈtzt sich die Partei mit der
Parlamentsmehrheit in der Regel nicht auf die WaÈhlermehrheit. Das
britische Beispiel zeigt, dass es in der Regel nicht mehr als etwas uÈber 40%
der Stimmen braucht, um eine Mehrheit in Westminster zu erlangen. Nicht
eine einzige britische Regierungspartei hat im vergangenen 20. Jahrhundert
jemals mehr als 50% der WaÈhlerstimmen erreicht. In den Unterhauswahlen
des Jahres 2001 erzielte Labour einen Stimmenanteil von 41,8%.9

V. Volksabstimmungen

Reformen der parlamentarischen Demokratie sollen wie erwaÈhnt darauf aus-
gerichtet sein, den BuÈrgerwillen moÈglichst unverzerrt in die Politik einzu-
bringen und dort umzusetzen. Dazu eignen sich ,,reine Systeme`̀ wie RRD oder
RZD besser als Mischsysteme. Doch wie ist eine Verbindung von RRD bzw. RZD
mit Volksabstimmungen einzuschaÈtzen? Sollten sie in reformierten parla-
mentarischen Demokratien angewandt werden oder nicht? Sollten die BuÈrger
das Recht haben, zu Gesetzen, die das Parlament im laufenden politischen
Prozeû beschlieût, das Referendum zu verlangen, bzw. sollte es ihnen
ermoÈglicht werden, zu Fragen, mit denen sich Regierung oder Parlament nicht
befassen, eigene GesetzesvorschlaÈge (Volkbegehren und Initiativen) zu ent-

9. Selbst wenn das Westminster System durch straffen Fraktionszwang zu stabilen Regierungen
fuÈhrt, hat dieses doch nicht die gleichen wohlfahrtsoÈkonomischen Eigenschaften wie die RZD.
Es wird das Mehrheitsprinzip verfehlt und damit ein Grundprinzip von RZD aufgegeben.
WuÈrde demgegenuÈber auf Wahlkreise verzichtet und das oben vorgeschlagene zweistufige
Verfahren durchgefuÈhrt, so waÈre sichergestellt, daû hinter dem Regierungsprogramm nicht nur
eine Parlamentsmehrheit, sondern auch eine WaÈhlermehrheit steht. Es zeigt sich wiederum,
daû Abweichungen vom ,,reinen`̀ System der Zweiparteiendemokratie nicht Vorteile, sondern
eher Nachteile bringen.
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wickeln und den BuÈrgern zur Abstimmung vorzulegen? Die Antwort faÈllt u.E.
bei der RRD anders aus als bei der RZD.

In der RRD soll das Parlament wie erinnerlich so zusammengesetzt sein, daû
es die BuÈrgerpraÈferenzen moÈglichst wahrheitsgetreu widerspiegelt. Es generiert
dann im Prinzip die gleichen Entscheidungen, die auch eine Volks-
versammlung idealerweise faÈllen wuÈrde. Somit scheint die Volksabstimmung
auf den ersten Blick uÈberfluÈssig. Sie wuÈrde nur duplizieren, was durch das
StimmuÈbertragungssystem schon erreicht wird. Genauer betrachtet hat sie aber
dennoch eine wichtige praÈventive Funktion. Sie gibt den Abgeordneten
Anreize, sich bei ihren Sachentscheidungen immer genau an die WaÈhler-
praÈferenzen zu halten. Weichen sie davon ab, so werden die betroffenen
Gruppen aktiv und sammeln Unterschriften, um zu einem Beschluû, mit dem
sie nicht einverstanden sind, eine Volksabstimmung durchzusetzen, bzw. um
in einer Volkabstimmung zu einer Sache eine Entscheidung zu erlangen, zu der
das Parlament nicht aktiv geworden ist. Volksabstimmungen sind so betrachtet
Instrumente, die den WaÈhlern helfen das Prinzipal-Agent-Problem zu
bewaÈltigen.10 In einer gut funktionierenden parlamentarischen Demokratie
wird es relativ wenig Volksabstimmungen geben. In der Schweiz, wo
Referenden und Volksinitiativen fest institutionalisiert sind, zeigt es sich, daû
nicht nur die aktuellen Abstimmungen, sondern deren praÈventive Wirkungen
von groûer Bedeutung sind.11

In der RZD sind Volksabstimmungen anders zu beurteilen. Hier haben die
WaÈhler in der Sache ihre Entscheidung schon gefaÈllt. Die Verantwortung liegt
jetzt bis zu den naÈchsten Wahlen bei der Regierung. KoÈnnten die BuÈrger
waÈhrend der Legislaturperiode beliebig Volksabstimmungen verlangen, um da
und dort Korrekturen an der Regierungspolitik durchzusetzen, so wuÈrden ihnen
die Anreize genommen, sich die Konsequenzen ihrer Wahlentscheidung vor
dem Urnengang gut zu uÈberlegen. Ebenso wuÈrde die Verantwortung der
Regierung verwischt. Sie koÈnnte die Schuld an politischen Fehlentwicklungen
den plebiszitaÈren Eingriffen der BuÈrger zuschieben.

NatuÈrlich gibt es auch Gegenargumente: Die BuÈrger koÈnnten zwar in der
RZD zwischen verschiedenen Regierungsprogrammen waÈhlen, im ganzen aber
doch nur sehr undifferenziert ihre PraÈferenzen aÈuûern. Im weitern koÈnnten
zwischen den Wahlterminen unvorhergesehene Fragen auftauchen, zu denen
die BuÈrger als WaÈhler gerne Stellung nehmen moÈchten. Daher seien Volks-
abstimmungen auch unter der RZD sinnvoll. Dies ist zwar richtig. Doch es stellt
sich dann eher die konstitutionelle Frage, ob angesichts solcher Probleme und
EventualitaÈten nicht besser zum System der RRD uÈbergegangen werden sollte.

Gelegentlich setzen Regierungen von sich aus Volksabstimmungen an, um
wichtige Entscheidungen, die sie schon gefaÈllt haben, von den BuÈrgern
bestaÈtigen zu lassen. Solche Plebiszite werden haÈufig nur dann abgehalten,
wenn ein fuÈr die Regierung positiver Ausgang zu erwarten ist. In der Geschichte

10. Zur naÈheren Organisation von Volksabstimmungen vgl. Blankart (2000).
11. Vgl. Blankart (1992).
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haben sie eher dazu gedient, die WaÈhler zu manipulieren und die Allein-
herrschaft der Regierung zu staÈrken, als den BuÈrgern wirkliche Alternativen zur
Entscheidung vorzulegen. Sie stellen daher ein nicht unproblematisches
Instrument innerhalb der RZD dar.12

UnberuÈhrt von den hier betrachteten Volksabstimmungen zu laufenden
politischen Fragen bleiben Volksabstimmungen zu Verfassungsfragen. Ent-
scheidungen des Parlaments zu VerfassungsaÈnderungen sind u.E. unter dem
Grundsatz der BuÈrgersouveraÈnitaÈt stets in einer Volksabstimmung zu
bestaÈtigen. Dies gilt sowohl fuÈr den Fall der RZD wie der RRD. Denn Regierung
und Parlament sind nur Agenten der BuÈrger. Sie koÈnnen nicht die Regeln
festlegen, denen sie sich selbst unterwerfen wollen.13

VI. Zweikammersystem

Abweichungen von RRD und RZD entstehen auch durch die EinfuÈhrung einer
zweiten Parlamentskammer. Viele Staaten haben neben ihrer ersten, eine
zweite Parlamentskammer mit gleichen oder etwas geringeren Kompetenzen.
Dies ist in den Vereinigten Staaten, in Frankreich und in Italien der Senat, in
Groûbritannien das Oberhaus, in Deutschland der Bundesrat und in der
Schweiz der StaÈnderat. Vielfach stellt die zweite Kammer ein Entscheidungs-
organ aus einer fruÈheren Verfassung dar. Die darin repraÈsentierten Gruppen
sollen unter der neuen Verfassung nicht uÈbergangen werden, sondern im Sinne
eines Kompromisses in der zweiten Kammer noch mitentscheiden duÈrfen. Der
roÈmische Senat sollte die uÈberkommenen Rechte der Patrizier schuÈtzen, das
britische Oberhaus die angestammten Rechte des Adels sicherstellen. Der
Bundesrat des Kaiserreichs sollte die alten Rechte der Bundesstaaten bewahren.
Einige der VaÈter der amerikanischen Verfassung waren der Meinung, daû auch
der amerikanische Senat die Interessen der Aristokratie schuÈtzen muÈsse.
Danach geht die Rechtfertigung des Senats als zweite Kammer auf den Schutz
von Klassenprivilegien zuruÈck.14 Doch aus heutiger Sicht geht es nicht mehr so
sehr um uÈberkommene Rechte und Machtgleichgewicht, sondern um die

12. MoÈglicherweise lassen sich die kontroversen Positionen von BefuÈrwortern und Gegnern von
Volksentscheidungen darauf zuruÈckfuÈhren, daû die ersteren von RRD-aÈhnlichen Systemen
ausgehen und fuÈr diesen Fall auch gute empirische Evidenz finden, waÈhrend die letzteren RZD-
Modelle zugrunde legen, wofuÈr sich Volksabstimmungen weniger eignen. So betrachtet sollte
nicht daruÈber gestritten werden, ob Volksentscheide gut oder schlecht sind, sondern ob ein
RRD- oder ein RZD-System eingefuÈhrt werden soll.

13. Gelegentlich treten Fragen quasikonstitutioneller Natur auf, die formal keine eigentliche
Verfassungsabstimmung erfordern. Quasikonstitutionell sind Fragen, die, nachdem sie einmal
entschieden worden sind, nicht weiter Gegenstand der politischen Agenda bilden koÈnnen, z.B.
die Frage der Annahme des Euro. Nachdem dieser einmal angenommen worden ist, kann nicht
in jeder Legislaturperiode erneut uÈber seine WeiterfuÈhrung entschieden werden. Ein solches
Hin und Her wuÈrde hohe politische Kosten nach sich ziehen. In solchen FaÈllen mag ein
Plebiszit angemessen sein.

14. Vgl. Nedelsky (1990, Kap. 2) und Sundquist (1986, S. 22±23).
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moÈglichst getreue Erfassung und Durchsetzung der BuÈrgerpraÈferenzen. Unter
dieser Zielsetzung faÈllt die Beurteilung der zweiten Kammer sowohl unter der
RRD wie der RDZ nicht so positiv aus.

In der RRD repraÈsentiert das Parlament idealerweise genau die in der BuÈrger-
schaft vorhandenen PraÈferenzen. Es gelten das Prinzip der BuÈrgersouveraÈnitaÈt,
der Meinungsbildung vor Ort und das Prinzip von ,,ein Mensch eine Stimme`̀ .
Wenn eine Abstimmungsregel gewaÈhlt worden ist, die alle Meinungen in der
BevoÈlkerung aufnimmt, dann ist das Ziel der RRD erfuÈllt. Durch das Hin-
zufuÈgen einer zweiten Kammer kann der Grad an RepraÈsentation nicht weiter
erhoÈht werden. Wenn die zweite Kammer die erste lediglich dupliziert, ist
nichts gewonnen. Es verdoppelt sich die Arbeit, was ineffizient ist. Wenn
jedoch die zweite Kammer anders und damit weniger repraÈsentativ zusammen-
gesetzt ist als die erste, so erhalten die dort vertretenen Interessen im
Gesamtergebnis mehr Gewicht. Dagegen ist grundsaÈtzlich nichts einzuwenden,
wenn die BuÈrger dies in ihrem Verfassungsvertrag so vereinbart haben. Aber es
muÈssen die Konsequenzen insbesondere bei der Verteilung der Budgetmittel
beachtet werden. So koÈnnen etwa die deutschen LaÈnder uÈber den Bundesrat
Umfang und Struktur des zweckgebundenen und freien vertikalen Finanzaus-
gleichs zu ihren Gunsten beeinflussen. Die Bundesmittel werden tendenziell
nicht mehr so stark fuÈr nationale als fuÈr regionale und lokale Ziele ausgegeben.
Anders gesagt: Die Bereitstellung nationaler oÈffentlicher GuÈter tritt gegenuÈber
regionalen und lokalen verteilungspolitischen Interessen zuruÈck.

Im weitern koÈnnen neben den in der zweiten Kammer vertretenen
Interessen noch weitere Interessen auftreten, die aus GruÈnden der Gleich-
behandlung ebenso eine besondere Gewichtung verlangen. Neben die zweite
wuÈrde eine dritte, vierte Kammer usw. treten. Statt diesen Weg zu gehen,
schlagen wir vor, die erste Kammer so zu konzipieren, daû alle Interessen darin
repraÈsentiert sind, und eine Abstimmungsregel anzuwenden, die sicherstellt,
daû alle Abgeordneten auf das Ergebnis Einfluû nehmen koÈnnen. Dies kann
beispielsweise eine qualifizierte Mehrheitsregel oder eine andere der unter II.
genannten Regeln sein.15

Die RZD beruht, wie erwaÈhnt, auf der Verantwortung der Regierung fuÈr das
von den WaÈhlern gebilligte Programm. Um diese Verantwortung zu staÈrken,
wird ein strikter Fraktionszwang durchgesetzt. Das HinzufuÈgen einer zweiten
Kammer wuÈrde dieses Prinzip durchbrechen. Denn die Mitglieder der zweiten
Kammer sind nach anderen Prinzipien gewaÈhlt, sie gelangen daher zu anderen
BeschluÈssen. Eine Verantwortung fuÈr die Politik insgesamt werden sie in der
Regel ablehnen. Umgekehrt wird die Regierung die Verantwortung fuÈr ihre
Politik ablehnen, wenn diese durch das Dazwischentreten der zweiten Kammer
konterkariert worden ist. Unter der Zielsetzung der moÈglichst getreuen
politischen Umsetzung der BuÈrgerpraÈferenzen kann daher die Idee einer
zweiten Kammer nicht uÈberzeugen.

15. Auch die Zustimmung der zwei Kammern kann als Beschluûfassung mit qualifizierter Mehrheit
aufgefaût werden. Aber die Qualifiziertheit beschraÈnkt sich auf die in der zweiten Kammer
vertretenen Interessen.
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Wer diese EinschaÈtzung der zweiten Kammer teilt, wird das von vielen
Autoren fuÈr die EuropaÈische Union vorgeschlagene Zweikammersystem
bestehend aus einer Volks- und einer Staatenkammer mit ZuruÈckhaltung
betrachten. Besser waÈre es, die noch bestehenden Staatenquoten bei der Wahl
des EU-Parlaments zu beseitigen und die Kandidaten EU-weit nach dem
StimmuÈbertragungsverfahren oder jedenfalls nach EU-weiten Listen zu waÈhlen.
Dies ergaÈbe eine proportionale Vertretung der in der EU vertretenen Ansichten.
Das nationale Ringen um Abgeordnetenquoten wuÈrde uÈberwunden, und der
Verteilungskampf zwischen den Mitgliedstaaten um Budgetmittel wuÈrde ab-
laufen. Entsprechend muÈûte die Budgetkompetenz vom Rat, der eine Art zweite
Kammer darstellt, auf das EuropaÈische Parlament uÈbertragen werden. Wenn
derzeit in der EuropaÈischen Union, die urspruÈnglich unter der Zielsetzung des
Freihandels gegruÈndet worden ist, 80% der EU-Budgetmittel fuÈr Umverteilung
zwischen den Mitgliedstaaten ausgegeben werden, so zeigt dies deutlich, daû
die EU-Gremien zu stark mit nationalen Interessen durchsetzt sind und durch
supranational gewaÈhlte Gremien ersetzt werden sollten.16

VII. Die Rolle der Regierung

In der RZD ist die Rolle der Regierung klar. Sie ist fuÈr das von ihr aufgestellte
Programm verantwortlich. Wie steht es aber mit der Regierung in der RRD? Wir
haben in Teil II etwas vereinfachend gesagt: Die RRD ist ein Parlament ohne
Regierung. Doch ein solches Regierungssystem waÈre wohl wenig handlungs-
faÈhig. Das Parlament kann schwerlich die Verwaltung dirigieren. Wie muÈûte
also eine zur RRD passende Regierung aussehen? In Teil IV wurde dargelegt, daû
die RRD zerstoÈrt wird, wenn die Verfassung eine vom Parlament abhaÈngige
Regierung vorsieht. Eine solche Regelung wuÈrde unausweichlich zu einer
Koalitionsregierung mit den beschriebenen Nachteilen fuÈhren. Um eine RRD
zu erhalten, ist daher ± dies ist der entscheidende Punkt ± eine vom Parlament
unabhaÈngige Regierung vorzusehen. Drei ModellfaÈlle lassen sich betrachten.

1. Ein Exekutivausschuû

Um funktionsfaÈhig zu sein, braucht die RRD wenigstens einen Exekutiv-
ausschuû, der die Verhandlungen im Parlament leitet, VorschlaÈge unterbreitet,
Mehrheiten zusammenbringt und die BeschluÈsse letztlich durchfuÈhrt, im
uÈbrigen aber keine weiteren Kompetenzen hat. Der schweizerische Bundesrat
kommt einem solchen Exekutivausschuû recht nahe.

16. Die allokativen Aufgaben beschraÈnken sich im wesentlichen auf die Aufrechterhaltung des
Binnenmarktes, die Rechtsangleichung, die Rechtsprechung und die Aufrechterhaltung der
EU-Verwaltung durch die Kommission. Seit 1997 sind noch die Gemeinsame Auûen- und
Sicherheitspolitik und die polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen
dazugekommen. Die diesbezuÈglichen Ausgaben umfassen schaÈtzungsweise 20% (1997).
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2. Ein PraÈsident

UÈ ber mehr eigenstaÈndige Macht verfuÈgt die Regierung eines PraÈsidenten etwa
im Sinne des amerikanischen PraÈsidenten. Er ist nicht nur IntermediaÈr gegen-
uÈber dem Parlament, dem Kongress, sondern er verfuÈgt auch uÈber eigene
Ressorts (AÈuûeres, StreitkraÈfte, Amnestie, usw.).

3. Ein monarchischer Regierungsschef

Von der Parlamentsmehrheit unabhaÈngig ist auch der vom Monarchen nomi-
nierte Regierungschef. Als Beispiel laÈût sich der Reichskanzler im Deutschen
Kaiserreich anfuÈhren. Er wurde vom Kaiser bestimmt. Der Kanzler hatte zwar
eigene Kompetenzen, aber er war vor allem ein IntermediaÈr, der im Reichstag
Mehrheiten fuÈr seine jeweiligen Vorlagen zusammenbringen muûte. Seine
Macht schoÈpfte er vor allem als agenda setter; denn die Abgeordneten hatten
kein direktes Antragsrecht fuÈr Gesetzesvorlagen.

Allen drei Varianten ist gemeinsam, daû die Regierung vom Parlament
unabhaÈngig ist. Die schweizerischen BundesraÈte werden zwar vom Parlament,
aber einzeln und auf eine feste Amtszeit gewaÈhlt, der amerikanische PraÈsident
wird (faktisch) vom Volk gewaÈhlt, und der Reichskanzler wurde vom Kaiser
ernannt. Keiner der AmtstraÈger ist auf die dauernde UnterstuÈtzung durch eine
Regierungskoalition angewiesen. Anders gesagt: Weil diese Regierungen vom
Parlament unabhaÈngig sind, lassen sich im Parlament Mehrheiten von Fall zu
Fall bilden, wie sie dem Anliegen der RRD entsprechen. Diskussion,
Meinungsbildung und Stimmabgabe entsprechend dem WaÈhlerauftrag sind
moÈglich. Sie werden nicht durch feste Koalitionen unterbunden. Die Beispiele
der Schweiz, der Vereinigten Staaten und des Kaiserreichs belegen dies.

Freilich haben die Regierungen der Typen 1 bis 3 unterschiedlich viel eigene
Kompetenzen und damit Macht, das Parlament zu beeinflussen. Der schwei-
zerische Bundesrat hat sozusagen keine Macht. Mehr eigene Macht haben
dagegen PraÈsident und Reichskanzler. Man kann daher sagen: Mit zuneh-
mender eigener Macht der Regierung wird vom System der RRD abgeruÈckt.17

VIII. Checks and Balances

Die von uns vorgeschlagenen Systeme von RRD und RZD verlangen klare
Zuordnungen der Kompetenzen. Diese sollen entweder beim Parlament oder
bei der Regierung liegen. Im Vergleich dazu standen die amerikanischen

17. In Israel ist in den 1990er Jahren die Direktwahl des Premier Ministers durch das Volk
eingefuÈhrt worden. Dieses Verfahren konnte sich aber nicht im Sinne einer RRD auswirken,
weil sich die Knesset nach dem israelischen Grundgesetz durch ein Miûtrauensvotum gegen-
uÈber dem Premier Minister aufloÈst, weshalb dieser wie unter dem System der festen Mehrheits-
koalition vom Parlament abhaÈngig bleibt (Stand 1999). Das System der Direktwahl des Premier
Ministers soll mit den Wahlen des Jahres 2003 wieder aufgegeben werden.
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VerfassungsvaÈter einer solchen Verfassungskonzeption skeptisch gegenuÈber. Sie
befuÈrchteten, daû ein einzelnes, mit hinreichender Macht ausgeruÈstetes
Staatsorgan seine Kompetenzen uÈberschreiten und miûbrauchen wuÈrde. Daher
fuÈhrten sie ein System von uÈberlappenden Kompetenzen ein. Die Staatsorgane
sollten sich durch Checks and Balances gegenseitig kontrollieren.18

Auch wir befuÈrworten Checks and Balances. Nur halten wir Checks and
Balances durch KompetenzuÈberlappungen (nach amerikanischem Muster) fuÈr
nicht zielgerichtet. Solche gegenseitige Kontrollen moÈgen zwar die Freiheit der
BuÈrger schuÈtzen, weil die Organe einander in Schach halten. Sie sind aber
ebenso dazu geeignet, die Durchsetzung der gemeinsamen BuÈrgerpraÈferenzen
zu verhindern, weil sich die Organe gegenseitig blockieren. Sie erhoÈhen ganz
generell die Kosten politischer Aktionen, seien sie im Sinne oder entgegen den
BuÈrgerpraÈferenzen. Ihr Nettoeffekt ist ungewiû.

Ein Blick auf die amerikanische Politik der vergangenen fuÈnfzig Jahre bestaÈtigt
die Zweischneidigkeit von Checks and Balances durch KompetenzuÈberlappungen.
Alle vier Jahre geben die PraÈsidentschaftskandidaten Versprechungen uÈber ihre
politischen Absichten im Falle ihrer Wahl ab. Dann aber werden die Verspre-
chungen nicht durchgefuÈhrt, weil sich der Kongreû dagegen stellt. Umgekehrt
verfuÈgt der PraÈsident uÈber genuÈgend Vetomacht, um zu verhindern, daû die
ParteifuÈhrer im Kongreû ihrerseits ihre politischen Agenden durchsetzen. Die
Organe blockieren einander, die WaÈhler sind enttaÈuscht und zunehmend ent-
fremdet, was sich in abnehmender Wahlbeteiligung niederschlaÈgt.

Besser waÈre es u.E., dem PraÈsidenten entweder im Sinne der RZD ein Mandat
fuÈr sein Wahlprogramm zu geben oder wie in der RRD den Kongreû zum
prioritaÈren Entscheidungsorgan zu erklaÈren und dem PraÈsidenten lediglich die
Funktionen eines Exekutivorgans ohne Vetomacht zu verleihen.

Effiziente Checks and Balances muÈssen daher zielgerichtet sein. Wir halten
sechs solcher Kontrollinstitutionen im Falle von RRD und RZD fuÈr besonders
wichtig.

1. Die WiederwahlbeschraÈnkung: Politiker koÈnnen nur im Amt bleiben, wenn
sie nach Ablauf ihrer Amtszeit wiedergewaÈhlt werden. Dadurch wird es
ihnen verunmoÈglicht, permanent gegen den Mehrheitswillen der BuÈrger zu
verstoûen. Vielmehr erhalten sie durch die WiederwahlbeschraÈnkung
Anreize, sich um die Anliegen der BuÈrger zu kuÈmmern. Diese Anreize
koÈnnen durch haÈufigere Wahlen u.U. verstaÈrkt werden.

2. Verfassungsreferenden: Politiker sollen von sich aus die Verfassung nicht
aÈndern koÈnnen. Sie muÈssen sich hierfuÈr der qualifizierten Mehrheit der
WaÈhler versichern.

18. Diese Ansicht vertritt Madison (1787/89) in den Federalist Papers (Nr. 51): ,,[V]or Usurpationen
schuÈtzt eine Aufteilung der Regierung in deutlich voneinander getrennte Gewalten. . . . So
erwaÈchst den Rechten des Volkes eine doppelte Sicherheit. Die verschiedenen Regierungen
kontrollieren sich wechselseitig, und zugleich wird jede von ihnen durch sich selbst kontrolliert.`̀
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3. Referenden im laufenden politischen Prozeû koÈnnen insbesondere in der RRD
als Checks and Balances wirken. Sie stellen sicher, daû sich der BuÈrgerwille
gegenuÈber dem Willen der Organe durchsetzt.

4. Qualifizierte Mehrheit oder ein anderes umfassendes Abstimmungsverfahren
traÈgt in einem RRD-Parlament dazu bei, daû die BuÈrgerpraÈferenzen ver-
staÈrkt beruÈcksichtigt werden.

5. Das Verfassungsgericht wacht uÈber die VerfassungsmaÈûigkeit von Parla-
ments- und Regierungsentscheidungen. Es hat die Macht, verfassungs-
widrige Gesetze und Rechtsakte staatlicher Organe aufzuheben.

6. FoÈderalisierung: Durch regionale Dezentralisierung wird Macht abgebaut,
und es entschaÈrft sich das Problem der MachtuÈbergriffe von Organen.
Gleichzeitig erhoÈhen sich die Chancen fuÈr die Individuen, ihre eigenen
PraÈferenzen durchzusetzen.

IX. Eine Anwendung auf die Bundesrepublik Deutschland

Die parlamentarische Demokratie der Bundesrepublik Deutschland stellt wie
die Demokratien vieler anderer Staaten eine Mischung zwischen der RRD und
der RZD dar. Einerseits legen Bundeswahlgesetz und die Bundeswahlordnung
fest, daû der Bundestag nach dem proportionalen Wahlsystem (mit Modifika-
tionen) gewaÈhlt wird, also ein verkleinertes Abbild der in der BevoÈlkerung
vorhandenen Anschauungen darstellen soll. Dies entspricht einer Beschluû-
fassung in Anlehnung an die RRD. BeschluÈsse des Bundestages sollten also aus
den dort repraÈsentierten PraÈferenzen entstehen. Andererseits soll der Bundes-
kanzler als Chef der Bundesregierung nach Art. 65 GG die ,,Richtlinien der
Politik`̀ bestimmen und ,,dafuÈr die Verantwortung tragen`̀ . Dieses Element
gehoÈrt zum Modell der RZD, in dem die WaÈhler uÈber ein Regierungsprogramm
abstimmen. Die beiden Elemente werden durch Art. 63 miteinander verknuÈpft,
wo festgelegt wird, daû der Bundeskanzler vom Bundestag gewaÈhlt wird.

Die Kombination dieser beiden Systeme ist aus der Sicht der WaÈhler
widerspruÈchlich. Einerseits soll ein WaÈhler den Kandidaten oder die Partei
waÈhlen, welche(r) seinen PraÈferenzen am naÈchsten kommt. Anderseits muû er
auf Regierungsprogramme spekulieren, die sich aus moÈglichen Koalitionen
ergeben. Schlieûlich muû er abschaÈtzen, inwiefern die zweite Kammer, der
Bundesrat, das zustande gekommene Regierungsprogramm wieder konter-
kariert. Dies sind schlicht nicht zu prognostizierende EventualitaÈten. Manche
Politiker beklagen, daû die WaÈhler dumm sind und nach irgendwelchen
ZufaÈlligkeiten waÈhlen. Dies ist eine verkuÈrzte Denkweise. Besser waÈre es zu
erkennen, daû das Wahl- und Regierungssystem untereinander so wider-
spruÈchlich sind, daû eine kalkulierte Wahl kaum moÈglich ist. Das Dilemma des
WaÈhlers findet sich spiegelbildlich bei den Mitgliedern des Bundestages.
Einerseits sollten sie nach Art. 38 Abs. 2 GG nach ihrem Gewissen stimmen,
was LoyalitaÈt gegenuÈber ihren WaÈhlern einschlieût. Anderseits muÈssen sie der
Partei und der Koalition Gefolgschaft leisten, also ihre WaÈhler u.U. ent-

16 ß Verein fuÈr Socialpolitik und Blackwell Publishers Ltd. 2002

Charles B. Blankart und Dennis C. Mueller



taÈuschen. Aus allen diesen WiderspruÈchen erklaÈrt sich unsere Forderung, das
derzeitige Wahlsystem zu entflechten, d.h. Reformen entweder in Richtung
RRD oder in Richtung RZD zu erwaÈgen und dabei das unabschaÈtzbare
Dazwischentreten des Bundesrates moÈglichst zuruÈckzudaÈmmen.

1. Reformen in Richtung RRD

Um in Richtung RRD vorzudringen, muÈûte die AbhaÈngigkeit der Bundes-
regierung von einer Mehrheitsfraktion im Bundestag aufgehoben werden. Dies
koÈnnte z.B. durch eine Volkswahl des Bundeskanzlers geschehen.19 Seine
Aufgabe waÈre es nicht, ein Mehrheitsprogramm uÈber einen ganzen Wahlzyklus
zu entwerfen und durchzusetzen, sondern als Koordinator im Parlament die
Meinungen der Abgeordneten als Vertreter ihrer WaÈhler zu eruieren und je
nach den vorgefundenen Meinungen moÈglichst konsensnahe oder mehrheit-
liche BeschluÈsse zustandezubringen.20 ,,Die Richtlinien der Politik`̀ , die der
Bundeskanzler nach Art. 65 GG festlegt, waÈren dann mehr im Sinne einer
Tagesordnung (,,agenda setting`̀ ) und nicht mehr als festes Regierungs-
programm zu verstehen.

Durch die Entkoppelung von Regierung und Parlamentsmehrheit koÈnnen
die Abgeordneten freier bei ihren WaÈhlern fuÈr bestimmte Positionen werben.
Die Wahl selbst sollte am besten nach dem StimmuÈbertragungsverfahren in
einem einzigen nationalen Wahlkreis erfolgen. Der Bundestag koÈnnte dann auf
z.B. hundert Mitglieder begrenzt werden, und er wuÈrde immer noch viel mehr
Meinungen der BevoÈlkerung akkommodieren als heute. Sollte dieses Verfahren
keine Billigung finden, so koÈnnte nach einem nationalen Listensystem gewaÈhlt
werden, wobei jeder WaÈhler neben der Listenstimme auch eine Kandidaten-
stimme abgeben darf. Aus dem Wettbewerb ergibt sich, ob mehr lokale
Kandidaten oder mehr nationale Kandidaten bundesweit gewaÈhlt werden.

Die Listenwahl erhoÈht zwar die Gefahr oligopolistischer ParteibloÈcke im
Vergleich zum StimmuÈbertragungsverfahren, was die Bildung von Regierungs-
koalitionen beguÈnstigt (vgl. Teil IV). Aber wenn der Bundeskanzler vom Volk
gewaÈhlt und somit von einer Mehrheitsfraktion im Parlament unabhaÈngig ist,
und wenn daruÈber hinaus die 5%-Klausel wegfaÈllt, so ist der Anreiz und die
FaÈhigkeit zur Bildung fester Regierungskoalitionen geringer. Es wird haÈufiger zu
Koalitionen von Fall zu Fall kommen. ErgaÈnzend sei erwaÈhnt, daû fuÈr die hier
vorgeschlagenen Wahlverfahren fuÈr den Bundestag keine Grundgesetz-
aÈnderung erforderlich ist. Es genuÈgt eine AÈnderung des Bundeswahlgesetzes,

19. Dieses Verfahren wird von v. Arnim (2001) fuÈr die BuÈrgermeister und fuÈr die Minister-
praÈsidenten der LaÈnder vorgeschlagen.

20. Aus den hier dargestellten GruÈnden sprechen wir uns auch fuÈr die EU fuÈr einen vom Volk
gewaÈhlten (Kommissions-)PraÈsidenten aus, bzw. wir stehen den Forderungen des
franzoÈsischen MinisterpraÈsidenten Jospin und anderer, den KommissionspraÈsidenten durch
die Mehrheitsfraktion des EU-Parlaments waÈhlen zu lassen, mit Skepsis gegenuÈber (Neue
ZuÈrcher Zeitung, Nr. 122, 29. 5. 2001).
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das in den §§1±7 das Wahlsystem festlegt. Die Volkswahl des Bundeskanzlers
erfordert allerdings eine AÈnderung von Art. 63 GG.

Sowohl unter dem StimmuÈbertragungsverfahren wie unter dem nationalen
Listensystem gaÈbe es vermutlich wesentlich mehr Parteien. Dies braucht die
StabilitaÈt des Regierungssystems nicht zu gefaÈhrden. Auch im Deutschen Kaiser-
reich gab es uÈber zwanzig Parteien bei einem insgesamt stabilen Regierungs-
system. Niemand wuÈrde behaupten, daû Bismarck zu einer konsistenten Politik
nicht in der Lage gewesen sei, weil er uÈber keine feste Regierungskoalition
verfuÈgte. Der Grund fuÈr die StabilitaÈt lag darin, daû der Reichskanzler nicht vom
Reichstag gewaÈhlt, sondern wie erwaÈhnt vom Kaiser bestimmt wurde.21

2. Reformen in Richtung RZD

Eine Reform in Richtung RZD wuÈrde ebenfalls eine AÈnderung des Bundes-
wahlgesetzes erfordern. Um sicherzustellen, daû die gewaÈhlte Regierungspartei
und das mit ihr gewaÈhlte Regierungsprogramm auch von der Mehrheit der
WaÈhler praÈferiert wird, ist das in Teil III dargelegte zweistufige Verfahren
vorzusehen.22 Die gewaÈhlten Abgeordneten muÈûten strikt nach Weisung
stimmen, was im Bundestag jedoch heute schon faktisch der Fall ist.23 Die
den Bundeskanzler und die Bundesregierung betreffenden Grundgesetzartikel
63 und 65 koÈnnten im wesentlichen bleiben. Der Bundeskanzler wird von der
Parlamentsmehrheit gewaÈhlt; er ist unter diesem System zu recht verantwort-
lich fuÈr die ,,Richtlinien der Politik`̀ . Somit laÈût sich eine RZD ohne Grund-
gesetzaÈnderungen einfuÈhren. Insofern waÈre mit geringerem politischen
Widerstand zu rechnen. Opposition waÈre indessen von den kleineren Parteien
zu erwarten, die langfristig verschwinden bzw. in den groûen Parteien aufgehen
wuÈrden.

3. Volksabstimmungen

Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes fordert unzweideutig: ,,Alle Staatsgewalt geht
vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen. . . . aus-
geuÈbt.`̀ Entgegen der herrschenden Lehre in der Rechtswissenschaft24 sind wir
der Meinung, daû Volksabstimmungen vom Grundgesetz gefordert sind, zumal
Art. 20 zu den fundamentalen Ewigkeitsartikeln des Grundgesetzes gehoÈrt.
Selbst wenn die Genesis des Grundgesetzes andere Deutungen zulaÈût, bleibt der
Wortlaut unzweideutig: Wahlen und Abstimmungen stehen grundsaÈtzlich
gleichgewichtig nebeneinander.

21. Unter der Weimarer Republik wurde die Regierung vom Parlament abhaÈngig, was
erwartungsgemaÈû zu InstabilitaÈt fuÈhrte, vgl. oben Abschnitt IV.

22. Im Laufe der Zeit duÈrfte, wie im Text erwaÈhnt, die Stichwahl entfallen.
23. In der Regel wird den Abgeordneten explizit gesagt, wann die Weisungsungebundenheit von

Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG gilt. Offenbar stoÈrt sich niemand daran, daû damit im Regelfall die
Verfassung verletzt wird (vgl. KirchgaÈssner, Feld, Savioz, 1999, S. 56).

24. Maunz, DuÈrig, Herzog: Grundgesetzkommentar Art. 20, B Nr. 2, RZ 37 ff.
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In der RRD stellen Volksabstimmungen ein wesentliches Element der
kollektiven Entscheidungsfindung dar. Sie helfen wie erwaÈhnt vorbeugend
und korrektiv das Prinzipal-Agent-Problem der WaÈhler zu loÈsen. Angesichts der
guten Erfahrungen mit sinnvoll geregelten Volksabstimmungen (vgl. Teil I)
sollte auf dieses Instrument (als Referendum wie als Volksbegehren) nicht
verzichtet werden.25

Nach Art. 20 Abs. 2 GG muû es Volksabstimmungen unabhaÈngig vom
praktizierten Wahlverfahren geben. Sie sollten daher auch dann moÈglich sein,
wenn die RZD praktiziert wird, obwohl wir sie dort fuÈr Entscheidungen des
laufenden politischen Prozesses als weniger geeignet angesehen haben. Sie
wuÈrden aber auf jeden Fall (unter RZD wie RRD) fuÈr Verfassungsent-
scheidungen gelten.26 Dadurch wuÈrde der Forderung des Grundgesetzes (das
sich uÈber Volksabstimmungen im laufenden politischen Prozeû und
Volksabstimmungen zu Verfassungsfragen nicht naÈher aÈuûert) entsprochen.

4. Bundesrat

Das HinzufuÈgen des Bundesrates als LaÈnderkammer bleibt im Fall der RRD wie
der RZD fragwuÈrdig. Der Bundesrat kann weder dazu beitragen, die WaÈh-
lerwuÈnsche wahrheitsgetreuer in die Politik zu uÈbertragen, noch die Verant-
wortung der Regierung fuÈr ihr Regierungsprogramm zu staÈrken. Er verwaÈssert
das eine wie das andere System. DaruÈber hinaus foÈrdert er vertikale Finanz-
transfers auf Kosten nationaler oÈffentlicher GuÈter und uÈbt dadurch einen
kartellierenden und damit zentralisierenden Effekt auf die StaatstaÈtigkeit aus.27

Eine naÈhere Betrachtung des Grundgesetzes zeigt, daû der Bundesrat nicht
unabdingbar ist. In den Ewigkeitsklauseln von Art. 20 Abs. 1 und Art. 79 Abs. 3
GG ist der Bundesrat nicht aufgefuÈhrt; es ist dort nur ,,die grundsaÈtzliche
Mitwirkung der LaÈnder bei der Gesetzgebung`̀ gefordert (Art. 79 Abs. 3 GG).
Diese Vorschrift laÈût einen sehr weiten Auslegungsspielraum zu. WuÈrde bei-
spielsweise die Gesetzgebung hinreichend dezentralisiert und an die LaÈnder
uÈbertragen, so waÈre Art. 79 Abs. 3 durch das Bundesstaatsprinzip erfuÈllt.
Jedenfalls sind die konkreten Institutionen des Bundesrates mit seiner Zusam-
mensetzung, seinem Vermittlungsausschuû und seiner Vetomacht von ver-
fassungswegen nicht gewaÈhrleistet.28

25. Schlecht geregelte Volksabstimmungen hat es demgegenuÈber in der Weimarer Republik
gegeben. Doch wenn die Regelungen schlecht sind, bedeutet dies nicht, wie manche meinen,
daû auch die Institution der Volksabstimmung schlecht ist (vgl. Blankart, 2000, fuÈr die
Regelungen, Erfahrungen und AnwendungsmoÈglichkeiten auf Deutschland).

26. Volksabstimmungen kommen auch fuÈr die oben in Fuûnote 13 angefuÈhrten quasikonstitu-
tionellen Probleme in Frage.

27. Vgl. Blankart (1999).
28. Die Autoren danken Prof. Dr. Paul Kirchhof fuÈr diesen Hinweis.
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X. Schluûfolgerungen

Zwei Systeme der parlamentarischen Demokratie wurden analysiert: die reine
repraÈsentative Demokratie RRD und das reine Zweiparteiensystem RZD. Jedes
der beiden hat seine Vorteile. Die RRD beruht auf einem Wahlverfahren, das
die in der BevoÈlkerung vorhandene PraÈferenzverteilung im Kleinen wiedergibt.
Die PraÈferenzen werden wie in einer Volksversammlung durch Diskussion
gebildet und durch eine geeignete Abstimmungsregel aggregiert. Die RZD
bringt das von der Mehrheit der WaÈhler gewuÈnschte Regierungsprogramm
hervor und setzt durch klare Verantwortungsverteilung Anreize, daû dieses
auch durchgefuÈhrt wird.

Durch Vermischung der beiden Systeme lassen sich weder die BuÈrger-
praÈferenzen besser befolgen noch die Verantwortlichkeiten der Regierung
klarer definieren. Im Gegenteil, Mischformen schneiden in beiden Hinsichten
schlechter ab.

Dennoch sind Mischformen haÈufig. Sie manifestieren sich insbesondere in
Koalitionsregierungen. Mischformen genuÈgen indessen weder dem Anspruch
der Aggregation der PraÈferenzen aller Abgeordneten des Parlaments noch der
Programmverantwortung der Regierung. Ihr Zustandekommen erklaÈrt sich zum
einen aus Verfassungsvorschriften, zum anderen werden sie durch die Wahl-
verfahren beguÈnstigt. So foÈrdert beispielsweise das Listensystem im Vergleich
zum StimmuÈbertragungssystem das Zustandekommen von oligopolistischen
MachtbloÈcken, deren Mitglieder sich aus eigennuÈtzigen GruÈnden zu Koalitions-
regierungen zusammenfinden. Reformen sollten die nachteilige Verquickung
von RRD und RZD entflechten. Solche Entflechtungen bieten sich auch fuÈr
Deutschland an:

In Richtung der RRD laÈût sich vordringen, wenn (a) die Volkswahl des Bundes-
kanzlers eingefuÈhrt wird, wenn (b) das Parlament nach dem Stellvertretersystem
bestellt wird, bzw. wenn ersatzweise uÈber ein nationales Listensystem (in
Verbindung mit a) gewaÈhlt wird und wenn (c) Volksabstimmungen in der Form
von Referenden und Initiativen zugelassen werden.

In Richtung RZD koÈnnte vorgeruÈckt werden, wenn (a) die Parlamentswahl als
Wahl uÈber ein bestimmtes Regierungsprogramm mit anschlieûender Stichwahl
durchgefuÈhrt wird und (b) die Regierung in diesem Fall eine Programm-
kompetenz erhaÈlt und (c) im Parlament Fraktionszwang praktiziert wird.
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Abstract: It is often said that the parliament should represent the opinions found
in the population and that the government should be held accountable for its
political program. It is shown in the paper that these two functions rely on two
different basic models of democracy which are not fully compatible with each other:
the model of a pure representative democracy and the model of a pure two party
competition. Unaccountable governments, voter alienation, strategic voting, and
governmental instability are shown to be consequences of this institutional mix.
These problems may be avoided with reforms towards one or the other basic model.
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